
dessen Bereich der Ausländer seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalts­
ort hat oder sich zuletzt aufgehalten hat 
oder auf Anordnung eines staatlichen Or­
gans untergebracht ist. Befindet sich das 
Verfahren bei Ablauf der Befristung des 
Ausweisungsgewahrsams in der Beschwer­
deinstanz, entscheidet das Beschwerdege­
richt 'über die Verlängerung des Auswei­
sungsgewahrsams. Der Beschluß ergeht 
auf Antrag eines zur Entscheidung über 
die Ausweisung berechtigten Organs (§ 8 
Abs. 2, 3 und 5 i. V. m. § 6 Abs. 1 und § 7 
Abs. 2 des Ausländergesetzes).

14.4.2.
Die mündliche Verhandlung
Zur Vorbereitung der Entscheidung im Sta­
dium der Strafenverwirklichung kann das 
Gericht eine mündliche Verhandlung durch­
führen. Diese ist — mit Ausnahme der An­
ordnung der Jugendhaft wegen Nichterfül­
lung besonderer Pflichten Jugendlicher 
(§ 345 Abs. 3) — stets fakultativ. Ausge­
schlossen ist die mündliche Verhandlung 
beim obligatorischen Widerruf der Verur­
teilung auf Bewährung oder der Strafaus­
setzung auf Bewährung (§ 344 Abs. 1, § 350a 
Abs. 1). Uber den Ausweisungsgewahrsam 
entscheidet das Gericht nach Anhörung des 
Verurteilten gleichfalls ohne mündliche 
Verhandlung.

Vor der Beschlußfassung über den Aus­
weisungsgewahrsam hat der Richter den 
Ausländer zu hören. Der Beschluß ist dem 
Ausländer bekanntzugeben. Die Bekannt­
gabe des Beschlusses ist zu protokollieren 
(§ 8 Abs. 2 Ausländergesetz).
Die Möglichkeit zur Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung ist ausdrücklich 
vorgesehen bei der Entscheidung über
— den Vollzug der bei einer Verurteilung 

auf Bewährung angedrohten Freiheits­
strafe (§ 344 Abs. 2),

— die Umwandlung von Geldstrafe in 
Freiheitsstrafe (§ 346),

— die Gewährung der Strafaussetzung 
auf Bewährung (§ 349 Abs. 8),

— den Vollzug der Freiheitsstrafe bei Wi­
derruf der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung (§ 350a Abs. 2),

— die Beendigung des Vollzugs einer zei­
tigen Freiheitsstrafe und gleichzeitige 
Ausweisung gegenüber Ausländern 
(§ 351 Abs. 2),

— die Anordnung von Maßnahmen

zur Wiedereingliederung Vorbestrafter 
(§ 353 Abs. 2).

Die besondere Hervorhebung der Möglich­
keit zur Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung im Zusammenhang mit an­
deren Entscheidungen zur Strafenverwirk­
lichung nur ausnahmsweise stattfinden 
soll (z. B. bei der Verpflichtung zu unbe­
zahlter gemeinnütziger Freizeitarbeit ge­
mäß § 342 Abs. 5).

Die mündliche Verhandlung dient insbe­
sondere der gründlichen Aufklärung und 
richtigen Feststellung des Sachverhalts als 
Grundlage. der Beschlußfassung. Deshalb 
sollen an der mündlichen Verhandlung vor 
allem der von der Entscheidung unmittelbar 
Betroffene und der Staatsanwalt teilneh­
men. Das Gericht hat ihnen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Der Betroffene er­
hält so die Möglichkeit, auch in diesem Ver­
fahrensstadium sein verfassungsmäßiges 
Recht auf Gehör vor Gericht zu realisieren 
(Art. 102 Abs. 1 Verfassung).

Ist der Verurteilte unbekannten Aufent­
haltes, kann in Abwesenheit des Verur­
teilten verhandelt und entschieden wer- 

. den.

Erforderlichenfalls sind zu der mündli­
chen Verhandlung auch der für die erziehe­
rische Einwirkung auf den Verurteilten zu­
ständige Leiter oder sein Beauftragter, ein 
Vertreter des Kollektivs des Verurteilten 
oder Zeugen zu laden. Zur Gewährleistung 
einer rationellen Verfahrensweise hat das 
Gericht sorgfältig zu prüfen, welche Be­
weismittel zur Sicherung des Zwecks der 
mündlichen Verhandlung notwendig sind. 
Für die Gestaltung der mündlichen Ver­
handlung gelten im übrigen die Vorschrif­
ten über die Durchführung der Hauptver­
handlung erster Instanz entsprechend (§ 357 
Abs. 3).

14.4.3.
Verbindung der Entscheidung 
über den Vollzug einer Strafe 
mit Freiheitsentzug mit einem 
neuen Strafverfahren
Die Möglichkeit, die Entscheidung über den 
Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug 
mit einer gegen den Verurteilten anhängi-
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